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Die Doppelspur
des Geldes
fab. · Nahtlos geht es an dieser Stelle
weiter mit unserem Bundesberner Som-
merprogramm zumThema Subventionen.
Die Premiere letzte Woche war den Zu-
wendungen an den Sport gewidmet, quasi
dem Zehnkampf des Finanzdopings.
Heute nehmen wir uns des öffentlichen
Verkehrs (öV) an, einer ebenfalls sehr ab-
gefahrenen Geldempfängerdomäne.

Bahn und Bus sind dem Schweizer
teuer, die Ticketpreise sind es ebenfalls,
und doch reichen sie nicht annähernd,
um das Angebot zu bezahlen. Um ein
Vielfaches sind die Kostendeckungs-
grade niedriger als der niedrigste
Niederflureinstieg. Umso stärker
sprudeln die Subventionen. 5,7 Milliar-
den Franken fliessen jährlich in die
Bahninfrastruktur und 1,2 Milliarden
in den Regionalverkehr. Hinzu
kommen Zahlungen von Kantonen
und Gemeinden, die pünktlicher
eintreffen als mancher Zug.

Hier zu sparen, ist einfach. Man
muss nur die Fahrpreise erhöhen oder
das Angebot abbauen. Mit anderen
Worten: Man muss nur die Demokratie
abschaffen. Ohne Ironie: Derlei
Sparversuche sind politisch schwierig.
Und wenn sie gelingen, ist die nächste
Haltestelle wohl der Europäische
Gerichtshof in Strassburg. Der dürfte
fahrplanmässig zu dem Schluss
kommen, dass in der Schweiz der
Halbstundentakt zum Kern der
Menschenrechte gehört.

Bis zum
Meeresboden
fab. · Neben den grossen Milliarden-
töpfen pumpt der Bund via kleinere
Millionenkässeli zusätzliche Steuer-
gelder in das Bahn-und-Bus-Biotop. Das
fängt an bei einem Mitgliederbeitrag
von 100 000 Franken, den die Schweiz
an das «Zentralamt für den internatio-
nalen Eisenbahnverkehr» überweist.
Weiter fliessen unter diversen Titeln
Millionen in den Güterverkehr, wobei
sprachlich-geometrisch der Subventions-
tatbestand «Schienengüterverkehr in
der Fläche» hervorsticht. KeineAngst,
dieser Topf ist befristet bis Ende
2027 – wer es glaubt, wird selig (für
entsprechende Subventionen sind die
Landeskirchen zuständig).

Weil auch bodenständige Schweizer
gelegentlich auf demWasser verkehren,
überweist der Bund zudem jedes Jahr
eine Million an die Rheinzentralkom-
mission, den Seegerichtshof, die
Meeresbodenbehörde und die Seeschiff-
fahrtsorganisation. Subventionen, ahoi!

Eine Art Endstation bilden die
Beiträge der Verladepolitik, wobei –
dies ist drogenpolitisch relevant – nur
die Autos verladen sein dürfen.

Selbst ist der
Steuer-Zahler
fab. · Eines soll hier nicht unter die
Motorhaube gekehrt werden: Nicht nur
der öV wird subventioniert, sondern
auch die Strasse – total mit rund
3,2 Milliarden im Jahr.Wobei hier die
Eigenfinanzierung deutlich höher ist,
zumindest solange man Umwelt- und
Lärmkosten nicht allzu akribisch
dazurechnet. Autofahrer steuern nicht
nur ihre Fahrzeuge, sondern auch ihre
Subventionen selbst bei. Der Politik
obliegt es, das Geld möglichst
kompliziert zu verteilen.Allein auf
Bundesebene gibt es eine vielspurige
Asphaltfinanzierung: Neben dem
«Nationalstrassen- undAgglomera-
tionsverkehrsfonds» existieren eine
«Spezialfinanzierung Strassenverkehr»
sowie spezifische Subventionen für
«Hauptstrassen», für «Hauptstrassen in
Berggebieten und Randregionen», für
«Kantone ohne Nationalstrassen», für
«Allgemeine Strassenbeiträge». Kurz:
Die Lage bei den Strassenkassen ist
verfahren.

Viele Quereinsteiger halten nicht durch
In den Klassenzimmern herrscht Lehrermangel, doch die Ex-Fachfrauen und -Handwerker haben es schwer

IRÈNE TROXLER

Im Juni und Juli lief früher die Rekru-
tierung von Lehrkräften auf Hoch-
touren. Heute jedoch sind die Schu-
len das ganze Jahr über damit beschäf-
tigt, vakante Stellen zu besetzen. Tho-
masMinder präsidiert denVerband der
Schulleiter und prognostiziert: Im Au-
gust, wenn das neue Schuljahr beginnt,
werden notgedrungen wieder viele Per-
sonen ohne Lehrerdiplom in den Klas-
senzimmern der Schweiz stehen. Der
Lehrermangel sei ungebrochen. Viele
Schulleiter hätten deswegen schlaflose
Nächte.Doch sind diese Quereinsteiger
ohne Ausbildung, im Volksmund Poldi
(Personen ohne Lehrdiplom) genannt,
eine Lösung?

Tamara Silva* ist Kindergärtnerin
ohne Diplom. Ihre Kindergärtler sind
gerade aus der Tür gerannt und zie-
len um die Ecke in den Spar-Laden.
«Thierry, wir gehen!», ruft eine Mutter,
die mehrere Kinder abholt. Aber die
Kinder wollen nichts hören und stehen
schon vor dem Süssigkeitenregal. Ihre
Kindergärtnerin ist ausgebildete Fach-
frau Betreuung. Mit Kindern umgehen
kann Silva, das hat sie bereits im Hort
gemacht. Aber über einen Abschluss
für das Unterrichten auf Kindergar-
tenstufe verfügt sie nicht. Den Einstieg
fand sie über Vikariate. Im ersten Jahr
der Festanstellung habe eine erfahrene
Kindergärtnerin sie und eine andere
Kollegin angelernt, erzählt die junge
Frau. Und ihre Mutter, die früher auch
in diesemBeruf tätig war, habe sie stark
unterstützt.

Von Stelle zu Stelle hüpfen

Im Kanton Zürich musste Silva nach
einem Jahr des Unterrichtens entweder
den Schulkreis wechseln oder eine Aus-
bildung beginnen. Sie entschied sich für
das Erste. Das bedeutet: neue Kinder,
denenman die Grundregeln imKlassen-
zimmer beibringen muss, neue Arbeits-
kolleginnen und neue Eltern, zu denen
eine Beziehung aufgebaut werden soll.

Aber die Alternative ist auch for-
dernd: Da Silva keine Matura hat,
muss sie an der Pädagogischen Hoch-
schule Zürich eine Aufnahmeprüfung

bestehen. Dafür wird Maturastoff vor-
ausgesetzt. Das war ihr nach dem ers-
ten Jahr als Neo-Kindergärtnerin zu
viel. Jetzt, nach zwei Jahren, hat sie sich
entschieden, diesen Weg zu versuchen.
Da sie Vollzeit arbeitet, hatte sie aller-
dings wenig Zeit, sich auf die Prüfung
vorzubereiten. Es gäbe auch ein alter-
natives Qualifizierungsverfahren, doch
dafür ist sie mit 26 Jahren noch zu jung.

Der Aargau handhabt den Umgang
mit den angelernten Lehrpersonen
anders als Zürich.Wie in etlichen ande-
ren Kantonen gibt es hier keine Maxi-
malfrist für die Beschäftigung von Per-
sonen ohne Diplom. Sie müssen auch
nur 5 Prozent Lohneinbusse in Kauf
nehmen gegenüber dem Einstiegslohn
ausgebildeter Lehrer. In Zürich erhal-
ten sie bloss 80 Prozent. Entsprechend
hoch ist die Zahl der Personen ohne stu-
fengerechteAusbildung imAargau, und
das weckt Kritik. Im Kantonsparlament
wurde letztes Jahr eine Motion einge-
reicht, die eineAnnäherung an die Zür-
cher Praxis verlangt.

Kritik an den Quereinsteigern
kommt unter anderem vom Lehrerver-
band.Er sieht die Qualität der Schule in

Gefahr. Personen ohne fundierte päd-
agogischeAusbildung gefährdeten lang-
fristig die Bildungsqualität.

Saskia Häusermann* unterrichtet
ebenfalls ohne Diplom. Ein Jahr lang
war sie Lehrerin, jetzt darf sie nur noch
als Klassenassistenz arbeiten, weil sie
sonst im Kanton Zürich den Schul-
kreis hätte wechseln müssen. Sie wollte
aber im gleichen Schulhaus bleiben.
Häusermann hat zwar keinen pädago-
gischen Erstberuf. Trotzdem hat sie es
etwas leichter als Tamara Silva, weil sie
die Matura gemacht hat. Sie hat sich
für ein Studium an der Pädagogischen
Hochschule Luzern entschieden. Finan-
ziell ist das für die dreifache Mutter ein
Hochseilakt, denn als Klassenassistenz
verdient sie nur 27 Franken pro Stunde.

«Wie sollen sie es schaffen?»

Häusermann steht der Idee, Poldis vor
die Klassen zu stellen, skeptisch gegen-
über, obwohl sie selbst eine war. «Ich
denke, ich habe es damals als Sek-Leh-
rerin nicht schlecht gemacht, aber heute
könnte ich es besser», sagt sie. Im Stu-
dium habe sie gelernt,mit der Klasse zu
arbeiten und den Kindern Lernziele zu
geben. Ausserdem habe sie sich einen
ganzen Rucksack voller Lernmethoden
angeeignet.

Dank ihrer Ausbildung könne sie
nun auch besser einschätzen, ob je-
mand ein Fall für die Heilpädagogin sei,
und sie wisse, wie man Schüler fit ma-
che für eine Lehre. «Wie sollen die Pol-
dis das alles schaffen?», fragt sie. Es sei
kein Wunder, dass die wenigsten lange
blieben. Wer sich bei den Schulen um-
hört, trifft auf wenig Begeisterung.Man
ist zwar froh, dass die Stellen besetzt
sind, beklagt aber, dass ein grosserAuf-
wand an jenen Lehrerinnen und Leh-
rern hängenbleibt, die die Neulinge be-
treuen müssen. Denn viele Poldis seien
heillos überfordert.

Auch Thomas Minder findet den
Rückgriff auf Poldis eine «zweischnei-
dige Sache».Zürich mache es den Schu-
len besonders schwer, sagt der Schul-
leiterpräsident. Kaum habe man sie mit

allerlei Unterstützungsmassnahmen
so weit, dass sie eine Klasse unterrich-
ten könnten, müssten sie an eine an-
dere Schule wechseln.Es sei zwar wich-
tig, dass die Lehrkräfte gut ausgebil-
det seien. Aber man müsse realistisch
bleiben. Natürlich könne man sich auf
den Standpunkt stellen, dass es normal
sei, nichts zu verdienen, wenn man die
Branche wechsle und dafür eine Aus-
bildung mache. Allerdings müsse man
sich die Frage stellen: «Was haben wir
als Gesellschaft für ein Interesse? Wir
brauchen ja dringend gute Lehrerin-
nen und Lehrer.» Daher müsse man
sich Gedanken über Anreize machen
und den Poldis genug Zeit geben, den
nötigenAbschluss zu machen. Die Bil-
dungsdirektion des Kantons Zürich
hält auf Anfrage fest, eine Flexibilisie-
rung sei nicht möglich, da die Jahres-
frist gesetzlich verankert sei.

Wie viele Lehrkräfte ohne ent-
sprechendes Diplom in der Schweiz
vor einer Schulklasse stehen, weiss
niemand. Das Bundesamt für Statis-
tik trägt zwar Zahlen zusammen. Aus
manchen Kantonen gibt es aber keine
Angaben, etwa aus dem Aargau. Die
Angaben lassen sich auch nicht gut
vergleichen, da unterschiedliche Mass-
stäbe angewandt werden.

Aber sie geben immerhin einen
Eindruck: Im Kanton Zürich waren
beispielsweise im Schuljahr 2022/23
auf Sekundarstufe gut 15 Prozent der
Lehrkräfte nicht adäquat qualifiziert.
Etwas weniger gross ist der Anteil auf
der Primarstufe mit knapp 10 Prozent.
In den Kantonen Basel-Stadt und
Waadt war auf der Sekundarstufe gar
mehr als ein Drittel nicht voll qualifi-
ziert. «Die Rekrutierung von Sekun-
darlehrerinnen und -lehrern ist pickel-
hart», sagt Thomas Minder dazu.

«Es gibt Juwelen unter den Pol-
dis, die sehr talentiert sind», sagt Min-
der, «aber Talent kann nicht eine vier-
jährige Hochschulausbildung kom-
pensieren.» Ein Fussballer könne auch
nicht an die Europameisterschaft, bloss
weil er talentiert sei. Andere seien
schnell wieder weg. «Bei Dritten be-

dauern wir sehr, dass sie im Kanton
Zürich nach einem Jahr wieder weiter-
ziehen müssen.»

Wie viele Neo-Lehrer den Beruf wie-
der verlassen und aus welchem Grund,
ist nicht bekannt. Klar ist aber, dass dies
nicht nur für sie selbst unbefriedigend
ist, sondern auch für die Kolleginnen
und Kollegen, die sie unterstützt und
gecoacht haben.

In seinen Bildungsperspektiven hat
das Bundesamt errechnet, dass bis 2031
zwischen 9000 und 13 000 Lehrperso-
nen fehlen werden, weil mehr pensio-
niert als neu ausgebildet werden. Die
Poldis können dieses Problem nicht
lösen. Und doch gehe es vorläufig nicht
ohne sie, sagt Minder. Der Lehrerman-
gel lasse sich aber nur beheben, wenn
der Beruf wieder attraktiver werde. Da-
für brauche es mehr Mitgestaltungs-
möglichkeiten,Autonomie imTeam und
wenigerTop-down-Entscheidungen von
Behörden oder Schulleitungen. Wenig
hält Minder hingegen davon, dass ein-
zelne Kantone nun die Löhne anheben.
Das führe zu einem ungesunden Wett-
rüsten. «Man treibt die Bildungskosten
hoch, fördert die Teilzeitarbeit und ge-
winnt dabei am Ende nichts.»

Erfahrung zählt nicht

Tamara Silva hatte im Juni elf Prüfun-
gen an der Pädagogischen Hochschule
Zürich, um sich fürs Lehrerstudium zu
qualifizieren. Bestanden hat sie leider
nicht. Sie sagt, sie sei schon voll im Be-
ruf der Kindergärtnerin angekommen
und wolle sich jetzt eine neue Stelle als
Poldi suchen. Die Eltern der Kinder
seien dankbar und zufrieden, die Zeug-
nisse der Schulleitungen gut. Sie hätte ge-
hofft, dass man allen, die bewiesen hät-
ten, dass sie unterrichten könnten, etwas
entgegenkomme bei der Ausbildung.
Jetzt will sie warten, bis sie 27 Jahre alt
ist. Dann kann sie an der Pädagogischen
Hochschule einAufnahmeverfahren «sur
dossier» absolvieren, in dem ihre Berufs-
erfahrung anerkannt wird.

* Namen geändert.

Kinder unterrichten ist so herausfordernd, dass es nicht nur gutenWillen braucht, sondern auch solides Know-how. NZZ

«Es gibt Juwelen
unter ihnen, die sehr
talentiert sind, aber
Talent kann nicht eine
Hochschulausbildung
kompensieren.»
Thomas Minder
Schulleiterpräsident
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Die Existenz ist zerstört, die Zukunft ungewiss
Die Unwetter im Tessin haben Tod und Verwüstung gebracht – die junge Landwirtin Giorgia Mattei steht vor den Trümmern ihres Hofes

GERHARD LOB, PIANO DI PECCIA

Die Strasse existiert nicht mehr. Vom
Fluss weggespült. An einigen Stellen
sind Überreste von Asphalt zu sehen.
Sie ähneln gefaltetem Pappmaché. Ge-
röll, Felsen, Baumstämme und anderes
Schwemmmaterial breiten sich im Tal-
grund aus. Mitten in den Geröllfeldern
liegen verstreut Siloballen. Es sind die
Spuren eines Murgangs, ausgelöst durch
ein Unwetter von historischen Dimen-
sionen, das hier in der Nacht vom 29. auf
30. Juni tobte.

Wir sind in Piano di Peccia, einem
Seitental des Lavizzaratals, einer kleinen
Hochebene auf gut 1000 Metern Höhe,
die zum bekannten Marmorbruch Cris-
tallina führt.Die junge Landwirtin Gior-
gia Mattei bringt uns mit einem Jeep
zum Familienbetrieb imWeiler Sant’An-
tonioAl Cort.Der Zivilschutz hat einen
provisorischen Weg errichtet. «Das
haben sie super gemacht», lobt Mattei.
Doch dann folgt der traurige Anblick.
Der Stall ist verwüstet, bergseitig hat das
Schwemmmaterial die Holzwand durch-
schlagen. Gerätschaften wie Traktoren
und Balkenmäher versinken in einem
Meer aus Schlamm, Steinen und Sand.
Mit Schaufeln ist hier nichts zu machen.

Vor dem Stall hat die Familie Mat-
tei eine ehemalige Militärbaracke in
einen Agriturismo umgebaut – Ferien
auf dem Bauernhof. «Günstige Zim-
mer», prangt auf dem Schild. Es wirkt
fast surreal. Auch hier stehen Autos im
Schlamm. «Juli undAugust sind die bei-
den wichtigsten Monate für dieVermie-
tung an Feriengäste, jetzt geht natürlich
nichts mehr.»

DieMatteis betreiben in Piano di Pec-
cia seit mehreren Generationen Land-
wirtschaft. Giorgias Vater hatte 1995
von Milchwirtschaft auf Viehzucht um-
gestellt. 150 schottische Hochlandrinder
betreuen die Matteis im Sommer, dar-
unter auch Tiere, die ihnen von Partner-
betrieben im Misox und im Maggiatal
anvertraut werden. Zu Schaden gekom-
men sind diese Rinder nicht, da sie sich in
sicheren Gebieten aufhielten. «Bis Mitte
September bleiben sie nun auf der Alp –
das ist unser Horizont.» Doch danach?

Eine Zeit der Ungewissheit

Giorgia Mattei hat Agrarwissenschaften
in Bern studiert,war viele Jahre ennet des
Gotthards. Doch ihre Wurzeln und ihre
Verbundenheit zu Piano di Peccia liessen
sie vor knapp drei Jahren zusammen mit
ihremWalliser Lebenspartner in die Hei-
mat zurückkehren.Gemeinsammit ihrem
Bruder Ivan übernahm sieAnfang dieses
Jahres den elterlichen Betrieb.

Nur ein halbes Jahr später ist alles
zerstört. «Wir waren positiv gestimmt,
weil wir nach einer mehrere Jahre dau-
ernden Prozedur gerade eine Bewilli-
gung für den Bau eines neuen Stalles er-
halten hatten, auf derWiese hinter dem
bestehenden Stall», erzählt GiorgiaMat-
tei. Doch wo grüne Wiese war, breitet
sich nun ein Geröllfeld aus.

Einige Fragen beschäftigen die
junge Landwirtin im Moment beson-
ders: «Können wir hier überhaupt wei-
termachen? Können wir hierbleiben?
Dürfen wir wiederaufbauen?» Denn
was passiert, wenn die Gegend neu als
Gefahrenzone eingestuft wird? Und
lässt sich das Terrain überhaupt noch
nutzen? Es sind viele Fragen, auf die es
imMoment keineAntworten gibt. «Das
wird von den zuständigen Stellen des
Kantons entschieden», sagt Ryan Pede-

villa, Chef der kantonalen Sektion für
Militär und Bevölkerungsschutz, der an
diesem Nachmittag die Gegend inspi-
ziert. Sein Job ist es, die Sicherheit zu
gewährleisten.

Einige hundert Meter hinter dem
Mattei-Betrieb sind derweil Soldaten
damit beschäftigt, den Hang von Stei-
nen zu befreien. Sie sind eigentlich ge-
kommen, um die militärische Notbrü-
cke in Cevio zu installieren. Bis sie dort
ihren Einsatz leisten können, wollen sie
sich nützlich machen.Doch ihre löbliche
Tätigkeit erscheint wie Sisyphusarbeit.

Provisorisch bei den Grosseltern

Ein Unglück kommt selten allein.Dies
gilt auch für die Familie Mattei, die
in der Unwetternacht nicht nur einen
Totalschaden am Betrieb erlitten hat,
sondern derenWohnhaus in der vorge-
lagerten Siedlung Piano di Peccia von
einem Erdrutsch erfasst wurde. Berg-
seitig ist ein ganzes Waldstück abge-
brochen.Am Hang klafft nun eine rie-
sige Lücke.

Das grosse Doppelhaus, in dem einst
Arbeiter des Wasserkraftwerks Ofima
logierten, hatten die Eltern gekauft und
vier Wohnungen eingerichtet. Drei der

vier Geschwister wohnten bis anhin mit
ihren Familien und Partnern hier, wie
Giorgia Mattei erzählt. Doch jetzt sei
das Haus als «unbewohnbar» eingestuft
worden. Die Matteis benutzen vorüber-
gehend das Haus der Grosseltern.

Der Schock über das Unwetter und
seine Folgen in der Region sitzt tief.
Neben landwirtschaftlichen Betrieben
sind es vor allem touristische Einrich-
tungen, welche die Folgen spüren. Lau-
schige Grotti sind geschlossen, so wie
das Grotto al Cort, direkt gegenüber
dem Agriturismo Mattei. Auch das be-
liebte Grotto Pozzasc in Peccia kann
keine Gäste empfangen – chiuso. Die
Steintische stehen in einem Meer von
Sand. Eine kleine und bis anhin idylli-
sche Badebucht ist mit Baumstämmen
übersät. Im Bavonatal ist die Situation
noch dramatischer, da das ganze Tal
wegen der Geröllmassen nicht zugäng-
lich ist.Das historische Grotto La Froda
vor dem gleichnamigen Wasserfall im
Weiler Foroglio blieb zwar unversehrt,
ist aber nicht erreichbar.

«Es gilt jedoch festzuhalten, dass
nicht das ganze obere Maggiatal zer-
stört ist», sagt Timo Cadlolo, Koordi-
nator für den Masterplan im Maggiatal
und Sekretär der Talgemeinden-Verei-

nigung Ascovam. Er verweist etwa dar-
auf, dass die Gebiete um Campo sowie
Bosco Gurin unversehrt blieben, aber
auch Dörfer wie Brontallo. Besonders
wichtig in diesem Zusammenhang ist,
dass die Bedingungen für eine Einreise
von Touristen, die eine Reservation im
oberen Tal haben, diese Woche erleich-
tert wurden. Sie können – auch mit ihren
Autos – die Fussgänger- undVelobrücke
in Cevio befahren.

Das Interesse flaut ab

Die Erreichbarkeit ist ein zentrales Ele-
ment, wie auch das Beispiel der Skulp-
turenschule von Peccia zeigt. Trotz er-
schwerten Bedingungen für die Zufahrt
führt die Schule ihre Kurse in diesen
Sommermonaten durch. «Wir tun alles,
um den Betrieb aufrechtzuerhalten», sa-
gen die Schulleiter Almute Grossmann-
Naef und Alex Naef. Auch das Restau-
rant Medici im Dorf ist geöffnet. Das
40-Jahr-Jubiläum der Schule am 3.Au-
gust mit einem grossen Fest ist bestätigt.

Mittlerweile hat sich im oberen Tal
eineTask-Force gebildet, die vomMitte-

Grossrat und -Kantonalpräsidenten Fio-
renzo Dadò geleitet wird und den Be-
hörden beratend zur Seite steht. Er ist
ob der gegenwärtigen Situation äusserst
besorgt, spricht von einer Katastrophe
ungekanntenAusmasses, denn dasWet-
terereignis und seine Folgen könnten zu
einer weiteren Abwanderung aus dem
Gebiet führen. Umso wichtiger sei es,
sofort mit der Instandsetzung von wich-
tigen Infrastrukturen zu beginnen, nicht
nur bei der Visletto-Brücke in Cevio.

In diese Sorgen mischt sich eine an-
dere:Wie lang hält die Solidarität? Kurz
nach dem Unwetter waren Betroffen-
heit und Spendenbereitschaft im Kan-
ton und in der ganzen Schweiz gross. In-
zwischen ist das Interesse etwas abge-
flaut. So meldeten sich nach einem ers-
ten Aufruf fast 400 Freiwillige, um die
Unwetterschäden zu beseitigen. Nun
sind es nur noch wenige Personen.Dadò
sagt: «Das Problem ist, dass wir viel-
leicht bald vergessen werden.»

Die UBS bemäntelt ihren Umgang mit Potentatengeldern
76 Millionen Dollar auf Konten des ehemaligen jemenitischen Präsidenten könnten krimineller Herkunft sein

BALZ BRUPPACHER

Die UBS-Juristen sind zurzeit vor allem
damit beschäftigt, die Altlasten der
übernommenen Credit Suisse (CS) auf-
zuarbeiten. Ein neuer Entscheid des
Bundesstrafgerichts zeigt, dass sich die
Grossbank gleichzeitig in einer haus-
gemachtenAffäre um Potentatengelder
nach wie vor mit allen Mitteln gegen
die hiesigen Behörden stemmt. Es geht
um die Geschäftsbeziehungen mit dem
2017 ermordeten ehemaligen Präsiden-
ten Jemens,Ali Abdullah Saleh.

Ausgangspunkt der Ermittlungen
gegen die UBS im Fall Saleh war eine
Strafanzeige der Finanzmarktaufsicht
(Finma) beim Eidgenössischen Finanz-
departement (EFD) vom Mai 2017
wegen Verdachts auf Verletzung der
Meldepflicht gemäss Geldwäscherei-
gesetz. Im Juli des gleichen Jahres er-
öffnete die Bundesanwaltschaft (BA)
ein Strafverfahren gegen unbekannt
wegenVerdachts auf qualifizierte Geld-
wäscherei. Rund 76 Millionen Dollar
auf Konten Salehs und seiner Entou-

rage, namentlich eines Sohnes, könn-
ten krimineller Herkunft sein und über
die Schweiz gewaschen worden sein.
Die BA verlangte von der UBS um-
fangreiche Unterlagen und Auskünfte,
darunter interne Berichte an die Finma
und den E-Mail-Verkehr der beiden
Personen, die für die Kundenbeziehun-
gen mit der Familie Saleh für die Zeit
von Juni 2009 bis Dezember 2011 ver-
antwortlich waren.

Gesuch einen Tag zu spät

Zwei Anläufe der Bundesanwaltschaft,
diese auf Antrag der UBS gesiegelten
Unterlagen zu erhalten, scheiterten vor
Bundesgericht. Denn die BA hatte das
Entsiegelungsgesuch an dasWaadtländer
Zwangsmassnahmengericht mit eintägi-
ger Verspätung eingereicht. In einem
dritten Anlauf und nach einem Hin und
Her zwischen Bundesanwaltschaft und
UBS bewilligte das Bundesgericht im
Januar dieses Jahres der BA schliesslich
den teilweisen Zugriff auf die Daten der
beiden UBS-Verantwortlichen.

Mit einiger Verzögerung entbrannte
auch im Verfahren des EFD wegen Ver-
letzung der Meldepflicht ein Streit um
den Zugriff auf die Unterlagen der UBS.
ImMai 2023 wies das Bundesgericht eine
Beschwerde der UBS gegen einen Ent-
scheid des Bundesstrafgerichts ab, das die
Entsiegelung der UBS-Unterlagen gut-
geheissen hatte. Am 4.April dieses Jah-
res verurteilte das EFD per Strafbescheid
die UBS wegen Verletzung der Geld-
wäscherei-Meldepflicht zu einer Busse
von 50 000 Franken. Gegen diesen Ent-
scheid erhob die UBS keine Beschwerde.

Es ging unter anderem um den Ein-
gang von 10 Millionen Dollar auf ein
Saleh-Konto am 24. Juni 2009. Der Kun-
denberater und seinVorgesetzter stellten
laut dem Schlussbericht des EFD fest, es
habe sich um ein in der arabischen Welt
übliches Geschenk gehandelt. Weitere
Abklärungen zum Hintergrund dieser
Zahlung des Regierungsoberhaupts des
Nachbarstaates Oman erfolgten nicht.
Von diesemGeld flossen in 19Transaktio-
nen je 300 000 Dollar an die zwei Ehe-
frauen von Saleh, an alle Kinder sowie an

ein Enkelkind. Die Transaktion war laut
EFD allein schon aufgrund der Höhe
und derAusgestaltung – der älteste Sohn
Salehs löste einen Check ein – ungewöhn-
lich und hätte abgeklärt werden müssen.
«Wie die Bank trotz zweierWarnhinweise
des internen Überwachungssystems und
ohne sorgfältige Abklärungen zu tref-
fen, zum Schluss kommen konnte, eine
Meldung (. . .) sei nicht erforderlich, er-
schliesst sich demEFDnicht», heisst es im
Bericht. Die Erklärung des Beraters und
seines Vorgesetzten sei «nebulös» und
«fadenscheinig».

Rechtshilfe für Bundesanwalt

Noch hat die UBS ihr Bemühen, die
internen Unterlagen zur Geschäftsbezie-
hung mit der Familie Saleh zumindest
der Bundesanwaltschaft teilweise vorzu-
enthalten, aber nicht aufgegeben.Objekt
der vorerst letzten Auseinandersetzung
ist ein Rechtshilfegesuch der Bundes-
anwaltschaft an das EFD vom vergan-
genen 14.März,mit dem die BA die Her-
ausgabe der vollständigen EFD-Ver-

fahrensakten im Fall Saleh beantragte.
Gegen die Gutheissung der Rechtshilfe
durch das EFD gelangte die UBS ans
Bundesstrafgericht und beantragte, die
Unterlagen seien der BA nicht auszu-
händigen. Das EFD übermittelte der
Bundesanwaltschaft bereits am 29.Mai
den Strafbescheid zur Meldepflichtver-
letzung und das diesbezügliche Schluss-
protokoll in anonymisierter Form.Auch
dies rief die UBS wieder auf den Plan.
Sie beantragte, die Rechtswidrigkeit
der Übermittlung zu erklären und die
Kopien zu vernichten.

Das Bundesstrafgericht trat jedoch
nicht auf die Beschwerde ein. Die UBS
müsse ihre Rechte im Strafverfahren
geltend machen. Ob sie dies inzwischen
bei der BA getan hat, wollten weder die
UBS noch die BA auf Anfrage sagen.
Die UBS hatte schon früher argumen-
tiert, EFD und BA gingen koordiniert
vor, was einemVerstoss gegen Treu und
Glauben gleichkomme.
Beschluss BV.2024.9 & 10 der Beschwerde-
kammer des Bundesstrafgerichts vom
11. 6. 24.

Giorgia Mattei
LandwirtinGE
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Die für Gäste umgebaute Militärbaracke der Geschwister Mattei in Piano di Peccia ist vorläufig nicht mehr bewohnbar. GERHARD LOB «Können wir
hierbleiben?
Dürfen wir
wiederaufbauen?»
Giorgia Mattei


